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Resolution zu
Prüfungsunfähigkeitsbescheinigungen

Wir fordern, dass zum Nachweis der krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit
eine ärztliche Bescheinigung über die Prüfungsunfähigkeit akzeptiert wird. Eine
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist dabei einer ärztlichen Prüfungsunfähig-
keitsbescheinigung gleichzusetzen.

Sollte das ursprünglich ausgestellte Attest nicht den Ansprüchen des Prüfungs-
ausschusses genügen, obliegt es dem Prüfungsausschuss der jeweiligen Hochschule
einen Amtsarzt/eine Amtsärztin hinzuzuziehen. Jedoch sollte auch deren Urteil
unter ärztliche Schweigepflicht gestellt sein und nur hinsichtlich der Leistungs-
minderung und Prüfungsempfehlung ein Urteil abgegeben werden. Die Kosten
für den Amtsarzt/die Amtsärztin sind dabei von der Hochschule zu überneh-
men, um eine Benachteiligung finanziell schwächer gestellter Studierender zu
verhindern.

In keinem Fall dürfen Studierende dazu gezwungen werden, Diagnosen oder
Symptome gegenüber der Hochschule offenzulegen und somit medizinisches
Fachpersonal von der Schweigepflicht zu entbinden. Dies stellt einen hoch unan-
gemessenen sowie unnötigen Eingriff in die Intimsphäre der betroffenen Person
dar.
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